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Deutſcher Reichstag. 
33. Sitzung vom 19. April. 

Präſident Graf Arnin eröffnet die Sitzung 
um 11 Uhr 30 Minuten mit geſchäftlichen Mit⸗ 
theilungen. 

Am Tiſche des Bundesraths: Graf zu Eulen- 
burg mit mehreren Kommiſſarien. 

Der Abg. Virchow iſt in das Haus einge ⸗ 
treten und wird von allen Seiten lebhaft begrüßt. 

Tagesordnung: 

J. Fortſetzung der zweiten Berathung des 
Geſetzes über die Verlängerung des Sozialiſten⸗ 
geſetzes. 

Die Berathung beginnt mi dem Antrage des 
Abg. Windthorſt auf Abänderung des § 28 des 
Sozialiſtengeſetzs. Der Antrag geht dahin, den 
kleinen Belagerungszuſtand nur auf Berlin und 
ſeinen viermeiligen Umkreis zu beſchränken. Die 
Verhängung deſſelben ſoll nur erfolgen, wenn mit 
den im § 1 bezeichneten Beſtrebungen Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit verbunden ſind. 

Abg. Dr. Windthorſt befürwortet feinen 
Antrag damit, daß die Anwendung der in Rede 
ſtehend n Maßregel auf das Allernothwendigſte be- 
grenzt werden müſſe. Thatſächlich ſei der kleine 
Belagerungszuſtand auch nur in Berlin in Anwen- 
dung gekommen und dabei ſollte es ſein Bewenden 
haben. 

Abg. Kay ſer beantragt, den § 28 zu ſtrei⸗ 
chen. Die Oppoſition jet ja bereits durch die vor- 
angehenden Paragraphen mundtodt gemacht. In 
Berlin konnte eine Wahlbewegung nicht ſtattfinden 
und zwar namentlich des S 28 wegen. Das Ge— 
fühl der Unſicherheit habe in Folge des kleinen Be⸗ 


lagerungszuſtandes in Berlin alle Parteien ergriffen. 


Jeder fühle ſich in ſeiner Exiſtenz bedroht. Es gebe 
gar keine Partei, welche die Gewaltthätigkeit ſo 
von der Hand weiſt, wie die ſozialdemokratiſche. 
Er glaube, nichts ſei zutreffender, als wenn Göthe 
ſeinen Götz von Berlichingen ſagen läßt: Ruhe 
und Frieden wünſcht jeder Raubvogel, um ſeine 
Beute zu verzehren!“ — Durch die Ausweiſungen 
wurde die Sicherheit am eheſten geſtört; durch die 
Anweſenheit einer beſtimmten Anzahl von Sozial- 
demokraten ſei die Sicherheit nicht bedroht. Er, 
Redner, ſtehe auf dem Standpunkt: Ein gutes Ge- 
wiſſen iſt ein ſanftes Ruhekiſſen. — Durch die 
Ausweiſung werde nichts weiter erreicht, als die 
Vernichtung einzelner Exiſtenzen, der Sache ſelbſt 
werde dadurch nicht geſchadet. Er denke bei ſolchen 
Ausweiſungen immer an den Ausſpruch des Großen 
Kurfürſten dem Hauſe Oeſterreich gegenüber: „Ex 
ossibus ultor!“ „Aus meinen Gebeinen wir) mir 
ein Rächer entſtehen!“ Die Ausweiſungen ſeien 
der Humus für das Wachſen der Sache, die ſeine 
Partei vertrete. Mit denſelben werde nur ein fri- 
voles Spiel mit bürgerlichen Exiſtenzen getrieben 
Wo ſeien die Sozialdemokraten, welche die üffent- 
liche Sicherheit bedrohen. Wo Aufruhr ſtattgefun⸗ 
den, ſei derſelbe nicht von Sozialdemokraten hervor- 
gerufen, wie in Oberſchleſten. Durch ſolche Geſetze 
würde die friedliche Entwickelung des Staats lebens 
geſtört, es werde den gewaltſamen Exploſionen 
Vorſchub geleiſtet und die Schuld werde auf Die⸗ 
jenigen fallen, welche dieſe Geſetze gebilligt haben. 
Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: 

Wenn der Vorredner die Maßregeln der Regierung 
in der Weiſe kritiſirte, welche dieſe Maßregeln lä⸗ 
cherlich zu machen ſuchten, ſo werden Sie nicht er⸗ 
warten, daß ich geneigt bin, ihm auf dieſem Ge- 
biete zu folgen. Wenn der Vorredner daran erin- 
nert, ein gutes Gewiſſen ſei ein ſanftes Ruhekiſſen, 
jo müßte ich dem Vorredner und ſeinen Gefin- 
nungsgenoſſen ſelbſt die Befolgung dieſes Spruches 
anempfehlen. Wenn er aber behauptet, als würde 
von Seiten der Regierung ein zu großes Maaß 
von Aengſtlichkeit gezeigt, jo erwidere ich demſelben, 
daß die Bewegung und die Aeußerung derſelben, 
welche zu dieſen Maßregeln Anlaß gegeben, noch 
nicht der Vergeſſenheit auheimgefallen ſind. Der 
Druck und der Terrorismus, welche auf die Bevöl- 
kerung diefer Stadt von Seiten dieſer Partei aus- 
geübt worden iſt, lebt im Gedächtniß der Bevölke⸗ 
rung außerordentlich ſtark. Es hat dazu geführt, 
daß die große Mehrheit dieſes Hauſes den Maß⸗ 
regeln, welche die Regierung vorgeſchlagen, zuge⸗ 
ſtimmt hat. Es fragt ſich nun, haben ſich die 
Verhältniſſe ſeit jener Zeit ſo weit geändert, daß 
man von dieſen Maßregeln Abſtand nehmen könnte. 
Die Herren, welche dieſe Maßregeln für ſo ſehr 
ungerecht halten, haben im Verlauf der Debatte 


ſelbſt das allerausgiebigſte Material für die Noth Auch hier jet nichts geſchehen. 


wendigkeit derſelben beigebracht. Der Vorredner 
hat geſagt, wir müßten ja Geſinnungslumpen ſein, 
wenn wir die Agitation aufgeben wollten. Ja, 
wie dieſe Agitation betrieben wird, iſt ja gerade 
der Anlaß dieſes Geſetzes geworden. Niemand un- 
terfängt ſich zu glauben, daß durch ſtrenge Maß⸗ 
regeln gegen ein Syſtem angekämpft werden kann. 
Wohl aber liegt es in der Pflicht der Staatsge⸗ 
walt, die Agitation zur Verbreitung ſolcher gemein⸗ 
gefährlichen Ideen ſoweit hintenanzuhalten, daß die 
übrige Bevölkerung ihrer Beſchäftigung friedlich 
nachgehen kann. Nicht Geringſchätzung gegen den 
Arbeiter führt dazu, dieſes Geſetz aufrecht zu er⸗ 
halten; nein, nur die Verpflichtung, die übrigen 
Staatsbürger gegen die Beunruhigung, die Dro- 
hung und den Hohn zu ſchützen, welche durch dieſe 
Bewegung hervorgerufen worden. Bei aller Aner- 
kennung für die Schärfe der Ausweiſungsmaßregeln 
hat doch die Erfahrung gelehrt, daß fie eine wirk⸗ 
ſame geweſen; aber ich werde mich freuen auf den 
Tag, wo es nicht mehr nothwendig ſein wird, auch 
nur eine einzige Ausweiſung zu verfügen. Der 
Mintiſter ſtellt ſodann entſchieden in Abrede, daß die 
preußiſche Regierung irgendwelchen Druck ausgeübt 
habe, eine oder die andere Regierung für die Ver⸗ 
hängung des kleinen Belagerungszuſtandes auch auf 
andere Landestheile zu gewinnen. Im Gegentheil, 
die preußiſche Regierung habe den ſehnlichen Wunſch, 
daß dieſe Maßregel auf Berlin beſchränkt bleiben 
möge. Aber die Möglichkeit ſei nicht ausgeſchloſſen, 
daß auch außerhalb Berlins die Maßregel ſich als 
nothwendig herausſtellen möchte. Der Miniſter 
bittet deshalb, den Antrag Windthorſt abzulehnen, 
und ſtellt zum Schluß die Möglichkeit nicht in Ab⸗ 
rede, daß es auch dahin kommen könne, daß auch 
andere Perſonen als Sozialdemokraten von der Aus- 
weiſungsmaßregel betroffen werden. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Die Anträge Windthorſt und Kaiſer werden 
abgelehnt und dann zur Berathung des § 1 der 
Kommiſſionsbeſchlüſſe in Verbindung mit dem An- 
trage Sonnemann übergegangen. 


Abg. Sonnemann will den § 1 dahin 
erweitern, daß hinzugefügt wird: das Geſetz findet 
auf die erwähnten Perſonen keine Anwendung, wenn 
fie ih an den Sig dieſer geſetzgebenden Körper- 
ſchaften begeben. Der Reichstag täuſche ſich in 
der Annahme, daß durch ſeine authentiſche Erklärung 
Neichstags- und Landtagsabgeordnete nunmehr ge- 
gen die Ausweiſungen geſchützt ſeien, 

Der Antrag wird abgelehnt und § 1 der Kom- 
miſſionsbeſchlüſſe unverändert genehmigt. 

§ 2 dehnt die Dauer des Geſetzes bis zum 
30. September 1884 aus 


Abg. v. Ludwig beantragt hierzu folgenden 
Zuſatz: „Zugleich wird das Geſetz auf alle dieje⸗ 
nigen Beſtrebungen aus gedehnt, welche, auch ohne 
ſich als ſpezifiſch ſozialdemokratiſche, ſoztaliſtiſche oder 
kommuniſtiſche darzuſtellen, in analoger Weiſe die 
Untergrabung der chriſtlichen und monarchiſchen 
Grundlagen der beſtehenden Staats- und Geſell⸗ 
ſchafts ordnung bezwecken.“ 

Abg. Frhr. v. Marſchall ſpricht für den 
$ 2 in der vorliegenden Faſſung, da, wie er aus- 
führt, das Geſetz ſehr wohlthätig gewirkt und es 
zum Schaden gereichen müßte, wollte man die Wirk⸗ 
ſamkeit deſſelben durch eine zu kurz bemeſſene Dauer 
hemmen. 

Abg. Dr Windthorſt hält nach wie vor 
an der Ueberzeugung feſt, daß dieſes Geſetz die 
Sozialdemokratie weſentlich ſtärken wird. Die Agi- 
tation werde durch daſſelbe in geheime Bahnen ge- 
führt. Nach der allgemeinen Erfahrung ſei ein 
Geſchwür um ſo gefährlicher, je weniger es offen 
gelegt wird. Das gelte für die körperlichen, das 
gelte von den moraliſchen Uebeln. Er müſſe ſein 
Bedauern ausſprechen, daß die verbündeten Regie- 
rungen in Bezug auf die Legislative die Initiative 
in einem ſo hohen Maße dem Reichstage überlaſſen 
haben. Auf dem Gebiete der Gewerbegeſetzgebung 
komme man noch immer nicht zu einer zweckmäßigen 
Reviſion. Wenn die Regierung die Arbeiterkaſſen 
auflöſte, ſo wäre die nothwendige Konſequenz dieſer 
Maßregel geweſen, für dieſelben Zwecke die nöthige 
Fürſorge zu treffen. In dieſer Hinſicht ſei gar 
nichts geſchehen. Sei es nothwendig geweſen, dieſe 
Kaſſen aufzuheben, dann wäre es an der Zeit ge- 
weſen, ſelbſt aus Staatsmitteln zu dem Zwecke 
Geld anzuweiſen. Auch die chriſtlich⸗ſozialen Be⸗ 
ſtrebungen hätte die Regierung unterſtützen müſſen. 


Mit der Polizei 
allein jet nichts fertig zu bringen, man müſſe ener- 
giſch die Sache angreifen, und er fordere deshalb 
die Regierung auf, ſelbſt ernſthaft die Initiative zu 
ergreifen, um die ſoziale Frage zu löſen und ſie in 
die richtigen Wege zu leiten. Redner verlangt dann 
weiter, daß der Schulunterricht auf eine andere 
Baſis geſtellt werde. Die Schulgeſetzgebung und 
die Schulverwaltung hätten in den letzten zehn 
Jahren, namentlich in Preußen, viel mehr Sozial- 
demokraten erzeugt, als die ſozialiſtiſchen Agita- 
toren. Man müſſe den Kulturkampf aufgeben, den 
Gemeinden ihre Hirten wiedergeben, die Biſchöfe 
zurückrufen, dann werde es gelingen, den gemein⸗ 
ſchädlichen Beſtrebungen der Sozialdemokratie mit 
Erfolg entgegenzutreten. Die Sozialdemokratie habe 
ihre Wurzel im Unglauben; nur wo die Aufllä⸗ 
rung das poſitive Chriſtenthum verdrängt habe, 
finde fie Boden. Wo der tiefſte Unglaube herrſche, 
ſei der Hauptheerd der Sozialdemokratie. (Abg. 
Dernburg ruft: Aberglaube!) Wenn der Aber- 
glaube die Folge hat, den ſozialiſtiſchen Geiſt zu 
bannen, dann würde ich ſelbſt den Aberglauben 
nicht ſcheuen. Aber Aberglaube iſt das Chriſten⸗ 
thum nicht. Mit ſolchen Anſchauungen ſind Sie 
nur die kräftigſten Förderer der Sozialdemokratie. 
Herr Laster hat einmal von echtem und falſchem 
Liberaliemus geſprochen. Aber ich möchte dem 
Herrn Lasker und feinen Freunden, den echten Li- 
beralen, empfehlen, die Reden Jules Simon's über 
Gewiſſens Freiheit zu leſen. So lange wir die 
Quellen des Uebels nicht verſtopfen, ſo lange wir 
die Symptome dieſer ſozialen Krankheit nicht beſei⸗ 
tigen, werden wir auch die Sozialdemokratie nicht 
ausrotten. Helfen Sie uns, die Quellen zu ver⸗ 
ſtopfen und Sie werden ſolche Geſetze nicht nöthig 
haben. (Beifall im Centrum). 

Abg. Stumm würde ſehr gern das Geſetz 
auf volle 7 Jahre bewilligen. Da jedoch die Aus- 
fit nicht vorhanden iſt, das Geſetz auf jo lange 
Zeit im Hauſe durchzubringen, ſo erkläre er ſich 
bereit, dem Vorſchlage der Kommiſſion zuzuſtimmen. 
Es ſei allerdings nothwendig, daß man mit pofi- 
tiven Vorſchlägen lomme, um das Loos der Ar- 
beiter zu beſſern. Allein die Geſetzgebung allein 
werde das nicht erreichen, wenn nicht die Arbeit- 
geber ſelbſt ein Entgegenkommen zeigen. Das per- 
ſönliche Verhältniß der Arbeitgeber zu den Arbeitern 
müſſe ein beſſeres werden. Der Arbeiter und feine 
Familie könnten nicht gedeihen, wenn der Arbeit- 
geber ſie nur als Maſchinen behandele und nur 
ihre Kraft verbrauche. Er müſſe ſich auch um das 
geiſt'ge Leben der Arbeiter kümmern, müſſe für deren 
Belehrung ſorgen, um ſie von den Irrlehren der 
Sozialdemokratie abzulenken. Niemals werde je die 
Sozialdemokratie die Majorität in der Geſetzgebung 
erlangen. Inzwiſchen aber halte fie die Entwide- 
lung ganzer Generationen von Arbeitern auf und 
chädige dieſelben in hohem Maße. Es handle ſich 
lediglich um eine Krankheit, die man auch mit 
gleichen Mitteln heilen müſſe, wie jede andere 
Krankheit. Redner hofft, daß die Fabrikanten ſich 
bemühen werden, den von ihm bezeichneten Weg zu 
verfolgen, damit man nach drei Jahren das Geſetz 
fallen laſſen könne. (Beifall.) 

Abg. v. Ludwig will das Haus ſofort 
auf den richtigen Standpunkt verſetzen. (Heiter⸗ 
keit.) Der Arbeiter würde auch mit einem gerin- 
geren Lohn zufrieden ſein, wenn er nur die abſolute 
Sicherheit ſeiner Exiſtenz hätte. Im Sozialiften- 
geſetz faſſe man nur die Schüler und laſſe die 
Lehrer laufen. Der Antrag ſolle übrigens nur 
eine Anregung ſein. Er bitte das Haus, den 
Antrag an eine Kommiſſion zu verweiſen und die 
Abſtimmung über das Geſetz ſelbſt ſo lange aus- 
zuſetzen, bis die Kommiſſton über feinen Antrag 
entſchieden habe. Wer das Chriſtenthum und 
die Monarchie anerkenne, der müſſe für ſeinen 
Antrag eintreten, wenn er auch nur einen Tropfen 
konſervatives Blut im Leibe habe. Der Redner 
ſtellt Betrachtungen darüber an, ob dem Enkel 


— 


unſeres Kaiſerhauſes der Thron erhalten bleiben 


werde, wird aber vom Präſidenten an der Aus- 
führung dieſes Gedankens gehindert. Ein wenig 
Freude haben die Sozialdemokraten dem Redner doch 
verurſacht, nämlich damals, als die „Jobberblätter“ 
Angſt bekamen und zu beten anfingen. Herr Stumm 
ſcheine von dem Weſen der Religion einen eigen- 
thümlichen Begriff zu haben. Redner geht ſo— 
dann von einem Gegenſtand zum anderen 
über, ſpricht über die Steuerreform, das Grun— 


derunweſen, die Geſchäfte des Herrn v. Bleichröder 
bei der Laurahütte, den Kulturkampf und die Bör⸗ 
ſenſteuer. Letztere habe die Regierung Jahre lang 


unter dem Herzen getragen und nun eine Mißge⸗ 25 


burt zur Welt gebracht Heiterkeit). 
vorgeſchlagen werde, ſei völlig ungenügend, die ganze 
liberale Geſetzgebung müſſe umgeändert werden. 


Was hier 


Wer das thun werde, dem würde das Volk faz 2 


denn das Volk folge dem, der Thaten zeige. 
Bourgeoifie liebe den allgemeinen Urbrei, an dem 
ſich der ſtärkſte Hammel am beſten mäſte. (Stür⸗ 
miſche Heiterkeit.) Im weiteren Verlaufe ſeines 
Vortrages kommt Redner auch auf die „Alliance 
isruelite“ und die franzöſiſche Republik zu ſprechen 
und ſchließt nach wiederholten Rufen „Zur Sache“ 
mit der Bitte, ſeinem Antrage zuzuſtimmen. 
Miniſter des Innern Graf zu Eulen burg 
will nicht auf alle Punkte, die hier angeregt wor- 
den, eingehen, nur auf zwei. Was den Antrag 
Ludwig anbetrifft, ſo ſind die verbündeten Regie⸗ 
rungen mit demſelben nicht einverſtanden. Nur ge⸗ 
gen Gewalt und Umſturz, nicht gegen Disluffion 
und Propaganda brauche die Regierung dieſes Ge⸗ 
ſetz. Der Miniſter wendet ſich ſodann gegen den 
Abg. Windthorſt und nimmt die Entſcheidungen der 
Reichsbeſchwerde-Kommiſſion in Schutz. Auch die 
Polizeibehörden in Magdeburg, Breslau und Berlin 
nimmt der Miniſter gegen die Beſchuldigungen der 
Sozialdemokraten in Schutz. Was die Ausweifun- 
gen anlangt, ſo ſeien bis jetzt nur aus Berlin 92 


und aus den umliegenden Ortſchaften 13 Perſonen 
Erfreulich ſei die Thatſache, daß ein 
Theil der Mitglieder des Hauſes, welche früher ge⸗ 
ſich nunmehr entſchloſſen 
haben, für das Geſetz zu ſtimmen. Dagegen ft 


ausgewieſen. 
gen das Geſetz geſtimmt, 


es zu bedauern, daß die Kommiſſion die Zeitdauer 
dieſes Geſetzes nur auf ſo kurze Zeit bemeſſen habe, 
indeſſn würden die verbündeten Regierungen dem 
Vorſchlage zuſtimmen. 

Die Diskuſſton wird geſchloſſen. 

Abg. v. Ludwig zieht feinen Antrag unter 
großer Heiterkeit des Hauſes zurück, worauf § 2, 
ſowie Titel und Ueberſchrift des Geſetzes angenom⸗ 
men wird. 

Gegen Ueberweiſung der Petition an die Re- 
gierung zur Berückſichtigung betreffs der Sammlung 
von Beiträgen für die zurückgelaſſenen Familien der 
ausgewieſenen Sozialdemokraten, — wendet ſich Abg. 
Auer, weil der Antrag der Kommiſſion zu eng⸗ 
herzig gefaßt ſei. 

Der Antrag der Kommiſſion wird hierauf an⸗ 
genommen. 

Den Schluß der Tagesordnung bildet die 
zweite Berathung des Freundſchaftsver⸗ 
trages mit Hawai. 

Derſelbe wird ohne Debatte genehmigt. 

Hierauf vertagt ſich das Haus. 

Nächſte Sitzung: Donnerſtag 11 Uhr. 

Tages ordnung: Wuchergeſetz und kleinere Vor⸗ 
la en. 


Schluß 310, Uhr. 


Deutſchland. 


r Berlin, 19. April. Der preußiſche An⸗ 
trag auf Reviſion der Geſchäftsordnung des Bun- 
desraths war der Geſchäftsordnungskommiſſion über⸗ 
wieſen. Die Referenten derſelben, Miniſter von 
Mittnacht und der Bevollmächtigte für Braun⸗ 
ſchweig, von Liebe, haben jetzt ihre Anträge dem 
Bundesrath vorgelegt. Dieſelben ſchließen ſich vou- 
ſtändig den in dem preußiſchen Antrage entwickelten 
Geſichtspunkten an. Außerdem wird noch eine 
Modifikation des § 24 der bisherigen Geſchäfts⸗ 
ordnung beantragt, welcher die Geheimhaltung der 
Verhandlungen in jedem Falle von dem brſonderen 
Beſchluß des Bundesraths abhängig machte. Der 
neue Antrag geht dahin, die mündlichen Verhand- 
lungen des Bundesraths und der Ausſchüſſe in 
allen Fällen geheim zu behandeln. 
nehmen, daß dieſe Anträge bereits einer weimaligen 
Leſung, obwohl eine ſolche in der noch geltenden 
Geſchäftsordnung nicht ausdrücklich enthalten iſt, 
unterworfen werden. 

Dem Bundesrath iſt der ſeit lange erwartete 
Entwurf eines Geſetzes betreffend die Fürſorge für 
die Wittwen und Waiſen der Reichsbeamten zuge⸗ 
gangen. Danach haben die Beamten als Wittinen- 
und Waiſengeldbeiträge jährlich 3 Prozent des 
penſionsfähigen Dienſteinkommens, des Wartegeldes 
oder der Penſion zu zahlen. 


Man darf an⸗ 


Das Wittwengeld 
beſteht in dem dritten Theil derjenigen Penſion, zu 
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welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen, wenn er 
am Todestage in den Ruheſtand verſetzt wäre. 
Das Wittwengeld ſoll jedoch mindeſtens 160 Mk., 
höchſtens 1600 M. betragen. Das Waiſengeld 
beträgt für Kinder, deren Mutter lebt und zur 
Zeit des Todes des Beamten zum Bezug von 
Wittwengeld berechtigt war, ein Fünftel des Witt⸗ 
wengeldes für jedes Kind; für Kinder, deren Mutter 
nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des Beam⸗ 
ten zum Bezug von Wittwengeld nicht berechtigt 
war, ein Drittel des Wittwengeldes für jedes Kind. 
Wittwen⸗ und Waiſengeld dürfen weder einzeln 
noch zuſammen den Betrag der Penſion überſtei⸗ 
gen, zu welcher der Verſtorbene berechtigt geweſen 
iſt oder berechtigt geweſen ſein würde, wenn er 
am Todestage in den Ruheſtand getreten wäre. 

Der Entwurf eines Geſetzes für Elſaß-Lothrin⸗ 
gen betreffend das Forſtſtrafrecht und das Forſtſtraf 
verfahren war in der Faſſung nach dem Beſchluß 
des Bundesraths dem Landesausſchuß von Elſaß⸗ 
Lothringen vorgelegt worden und von dieſem mit 
einigen Aenderungen angenommen worden. Jetzt iſt 
der Entwurf in dieſer neuen Faſſung dem Bundes⸗ 
rath wieder zugegangen. 

Deutſche Exporthäuſer erleiden nicht ſelten em⸗ 
pfindliche Verluſte durch die Nichtbeachtung der 
Vorſchriften, welche in der britiſchen Zollordnung 
von 1876 betreffs der bei der Einfuhr nach dem 
vereinigten Königreich, eventuell bei dem bloß über 
britiſche Häfen gehenden Durchgangsverkehr über- 
haupt nicht oder nur unter Einſchränkung zugelaſſe⸗ 
nen Waaren. Die betreffenden Kreiſe ſollten da⸗ 
hereſich mit den bezüglichen Beſtimmungen und mit 
den Ausführungsbeſtimmungen zu der Zollordnung 
vertraut machen. Die ſorgfältige Beobachtung der⸗ 
ſelben iſt um ſo nothwendiger, als die für den 
Fall der Nichtbefolgung vorgeſehenen Strafen in 
der Beſchlagnahme und oft in der Vernichtung der 
Waare beſteht. Von beſonderer Wichtigkeit ſind die 
Vorſchriften wegen Nichtzulaſſung der irgend mit 
britiſchen Marken, Zeichen oder Benennungen ver⸗ 
ſehenen Waaren und die Abſchnitte der Zollordnung 
42, 43 und 153. 


München, 17. April. Dem Antrage der 


Ken preußiſchen Regierung auf Abänderung der Ge- 


ſchäftsordnung des Bundesraths ſoll man in den 


bieſigen Regierungskreiſen eine größere Bedeutung 


beilegen, als nach dem, was man bis jetzt über 
jenen Antrag und deſſen Motivirung vernahm, zu 
vermuthen ſtand. Es iſt auch, wie uns verſichert 
wird, dieſer Antrag die eigentliche Veranlaſſung 
dazu, daß der Vorſitzende des Miniſterraths, Herr 
Staatsminiſter v. Lutz, heute Abend nach Berlin 
abreiſt, um an den Berathungen des Antrages im 
Bundesrath Antheil zu nehmen. Es hat ſich übri⸗ 
gens nuſer Miniſterrath in einer heute abgehaltenen 
außerordentlichen Sitzung, die von längerer Dauer 
war, ebenfalls mit dieſem Gegenſtand beſchäftigt 
und wird wohl anzunehmen ſein, daß eine faſt ein⸗ 
ſtündige Unterredung, welche der Geſandte Preußens, 
Herr Graf von Werthern, geſtern mit dem Herrn 
Staatsminiſter von Lutz hatte, denſelben Gegen- 
ſtand zum Zweck hatte. Man wird unter den ob- 
waltenden Verhältniſſen mit Intereſſe den Nach- 
richten entgegenſehen, welche Stellung die baieriſche 
Regierung zu dem in Rede ſtehenden Antrag ein- 


nimmt. 
Ausland. 


Wien, 18. April. Ueber den ſchon angedeu⸗ 
teten Widerſtand, welcher ſich in Albanien gegen 
das montenegriniſch⸗türkiſche Abkommen erhebt, wird 
der Wiener „Deutſchen Zeitung“ aus Skutari, 16. 
April, gemeldet: 

Der Exekutiv⸗Ausſchuß der albaneſiſchen Liga 
verlegte feinen Sitz von Prizrend nach Djakova. 
Juſſeff Beg und Ali Paſcha richteten im Namen 
der Liga ein Schreiben an Moukhtar Paſcha, in 
welchem ſie erklären, daß, nachdem die Pforte durch 
die Bewilligung der montenegriniſchen Forderungen 
ihre Schwäche bekundete, die Liga die Vertheidigung 
ihres Landes ſelbſt übernehmen und ſo lange fort⸗ 
ſetzen werde, bis die Unabhängigkeit Albaniens er⸗ 
kämpft ſei. 

Berittene Boten wurden zu allen Stämmen 
geſendet, um dieſelben zur Heerfolge aufzurufen. 

In Prizrend, Ipek und Roſolia kam es zu 
Zuſammenſtößen mit dem türkiſchen Militär, welchem 
Anerbieten gemacht wurden, in den Sold der Liga 
zu treten. 

Aus Cettinje wird gemeldet: Die Beſetzung 
der abgetretenen Territorien erfolgt ſofort nach Be⸗ 
ſtätigung des zwiſchen der Pforte und Montenegro 
abgeſchloſſenen Tauſchvertrags durch die Großmächte 
Die Beſetzungstruppen find in Podgoritza und Jabl⸗ 
jak konzentrirt. Das Kommando über dieſelben 


Strafprozeßordnung, daß die Urtheile in Straf- 
ſachen von allen Richtern, die bei der Entſcheidung 
mitgewirkt haben, zu unterſchreiben ſind, iſt, nach 
einem Erkenntniß des Reichsgerichts, III. Straf⸗ 
ſenat, vom 18. Februar 1880, nicht auf Gerichts- 
beſchlüſſe auszudehnen; bei dieſen genügt die Un⸗ 
terſchrift des Vorſitzenden im Namen des beſchlie⸗ 
ßenden Gerichts. 

— Die preußiſche Verordnung vom 5. Juli 
1847 betr. das Spiel in auswärtigen Lotterien, 
beſteht, nach einem Erkeuntniß des Reichsgerichts, 
II. Strafſenat, vom 24. Februar 1880, noch in 
vollem Umfange in Kraft. Das Spielen in den 
in anderen deutſchen Bundesſtaaten veranſtalteten 
Lotterien und der Vertrieb der darauf bezüglichen 
Looſe iſt daher in den alten preußiſchen Provinzen 
noch immer ſtrafbar. 

— Nach Andeutung des Organs für die 
Poſt⸗ und Telegraphen-Verwaltung zu ſchließen, 
liegt die Einführung von Dreißigpfennig⸗Marken im 
Plan, weil dieſe bei gewöhnlichen eingeſchriebenen 
Briefen zu verwenden ſind und da bei denſelben 
meiſt den Poſtbeamten die Verwendung der Brief- 
marken obliegt, jo würden fie, da ſie jetzt minde- 
ſtens zwei Marken befeſtigen müſſen, die Hälfte der 
Zeit ſparen. 

— Im Laufe des Sommers, etwa vom 1. 
Mai ab, wird in den Regierungsbezirken Stettin 
und Cöslin eine Reviſion der feſtgelegten und eine 
Wiederherſtellung der inzwiſchen abhanden gekomme⸗ 
nen trigonsmetrijchen Markſteine unter Leitung des 
Chefs der trigonometriſchen Abtheilung der Landes⸗ 
Aufnahme, Oberſtlieutenant & la suite des Gene⸗ 
ralſtabes der Armee Schreiber ſtattfinden. 


— Die für vorausbezahlte Antwort - Tele- 
gramme ausgegebenen gelben Formulare können jetzt 
zur Aufgabe jedes bellebigen Telegramms unter ev. 
Nachzahlung der Gebührendifferenz benutzt werden. 
Zur Benutzung dieſer Formulare iſt eine Friſt von 
6 Wochen, vom Tage der Einhändigung ab ge⸗ 
rechnet, gegeben. Die zahlreichen Anträge auf 
Rückerſtattung der Telegramm⸗Antworts⸗Gebühren 
laſſen darauf ſchließen, daß nur eine eng begrenzte 
Benutzung dieſer Formulare für bezahlte Antworten 
von den Telegramm⸗Aufgebern angenommen wird. 

— Ein öffentliches Tanzvergnügen verliert 
für die „herrlichen“ Anweſenden allen Reiz, wenn 
ſie ſich nur dem Tanz allein hingeben können und 
in den Pauſen nicht Gelegenheit haben, mit irgend 
einer Schönen zu liebäugeln oder in mehr oder we⸗ 
niger beredter Weiſe ein „Verhältniß“ anzuknüpfen. 
Einem Arbeiter Krauſe, welcher Anfang Januar 
ein derartiges Vergnügen in Grabow beſuchte, war 
der Zufall günſtig, denn er erregte bei einer holden 
Schönen derartiges Wohlgefallen, daß dieſe ihn 
auffällig begünſtigte und auch nichts dagegen hatte, 
daß Krauſe fie, nachdem der Feierabendsga lopp ver- 
Hungen war, bis zu ie rer Hausthür begleitete. 
Der Anfang zu einer kleinen Liebſchaft war damit 
gemacht und zur Fortſetzung derſelben fand ſich bald 
eine Gelegenheit, denn als Krauſe einige Tage 
ſpäter einen Maskenball in einem anderen Lokale 
beſuchte und um 11 Uhr die „Entpuppung“ er- 
folgte, bemerkte er, daß ſich auch ſeine Schöne 
unter den Anweſenden befand; er machte ſeine 
pflichtſchuldige Aufwartung und es war ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß er ihr auch wieder ſeine Begleitung 
antrug. Doch dieſer Nachhauſeweg ſollte verhäng⸗ 
nißvoll werden, denn auf der Lindenſtraße in Gra⸗ 
bow wurde Krauſe plötzlich im zärtlichſten Geſpräch 
dadurch geſtört, daß ein Mann zwiſchen das Paar 
trat und mit einem Stuhlbein erſt der holden 
Schönen und dann deren Don Juan einige wohl- 
gezielte Schläge verabfolgte, und es ſtellte ſich her⸗ 
aus, daß der Störer der Glückſeligkeit der Mann 
der holden Donna, der Arbeiter Friedr. Wolff, 
war, der ſeit einiger Zeit mit ſeiner beſſeren Hälfte 
getrennt lebte und ſich nun für die verſchmähte 
Liebe rächen wollte. Doch wenn auch nach dem 
alten Sprüchwort die Rache ſüß iſt, ſo iſt eine ſo 
fühlbare Rache doch nicht mit dem Strafgeſetz in 
Einklang zu bringen und Wolff hatte ſich des halb 
in der heutigen Sitzung des Schöffengerichts wegen 
Mißhandlung zu verantworten. Da von dem Ge- 
richtshof angenommen wurde, daß er einigermaßen 
von der Eiferſucht zu der That getrieben war, 
kam er mit einer vierzehntägigen Gefängnißſtrafe 
davon. 

Die nächſte Verhandlung gegen den Arbeiter 
Karl Wein heubel aus Barnimslow, welcher 
am 16. Januar dem Inſpektor Krüger in Boeck 
einen Fauſtſchlag in's Geſicht verſetzte, endete mit 
der Verurtheilung des Angeklagten zu 1 Woche 
Gefängniß. 

— Als der Schuhmachermeiſter Krebs aus 


führt Wojwode Marko Miljanoff. Man erwartet Marienfließ bei Trampke geſtern Mittag mit einem 


Widerſtand ſeitens der Albaneſen, welche einige der 
von den türkiſchen Truppen geräumten Karaulen 
ſtark beſetzten. Ali Paſcha, der Liga Chef, verbot 
der Bevölkerung die Auswanderung. 

Paris, 19. April. Der „Temps“ bringt 
eine offiziöſe Note, in welcher er verſichert, daß das 
Kabinet nicht daran gedacht habe, hinſichtlich der 
Frage der vorzeitigen Neuwahlen Stellung zu 
nehmen. 

Der „Univers“ greift auf das Heftigfte das 
Kabinet wegen der Ernennung John Lemoinne's 
zum Geſandten in Brüſſel an, das klerikale Blatt 
nennt denſelben einen Sauteur. 


Provinzielles. 
Stettin, 20. April. Der ornithologiſche Ber- 


ein in Stargard beabſichtigt, am 26. und 27. Jani 


d. J. in Stargard eine Ausſtellung von Zier- und 
Singvögeln zu veranſtalten und damit eine Lotterie 
zu verbinden, dagegen ſoll von einer Prämiiaung 
abgeſehen werden. 

— Die Beſtimmung des § 275 der deutſchen 


Wagen voll Topfgeſchirr von der Silberwieſe kam, 
ſah er ſich genöthigt, dicht hinter der Brücke zu 
halten und mehreres von dem Geſchirr abzuladen 
und ſtehen zu laſſen, da etwas an dem Wagen 
entzwei gegangen war. Der Arbeiter Ferdinand 
Pagel aus Unter⸗Bredow erbot ſich, inzwiſchen 
bei dem zurückgelaſſenen Geſchirr Wache zu halten; 
er zeigte ſich ſodann jedoch als ſehr unſicherer 
Wächter, denn er entwendete mehrere große Töpfe, 
die derſelbe theils verkaufte, theils verſchenkte. Er 
wurde deshalb verhaftet. Ferner wurden die Ar- 
beiter Auguſt Rindfleiſch, Karl Albert Her⸗ 
mann Teichert und Friedrich Ferdinand Karl 
Roſany in Haft genommen, weil fie geſtern dem 
Burſchen Ad. Farbelow verſchiedene Gegenſtände ge⸗ 
ſtohlen haben. 

— In der Zeit vom 11. bis 17. April ſind 
hierſelbſt 26 männliche, 21 weibliche, in Summa 
47 Perſonen polizeilich als verſtorben gemeldet, 
darunter 21 Kinder unter 5 und 15 Perſonen über 
50 Jahre. 


Paſewalk, 16. April. Der „Pas. Anz.“ 


ſchreibt: Der Kaufmann S. von hier iſt ſeit Ende 
voriger Woche verſchwunden, nachdem er gegen den 
Kaufmann I., hierſelbſt einen ganz raffinirten Be⸗ 
trug ausgeübt hatte. S. hatte angeblich von dem 
Gutsbeſitzer Krey in Köſſin bei Züſſow 10 Wiſpel 
Hafer gekauft und verkaufte denſelben an J. Am 
Donnerſtag voriger Woche ſandte J. hierauf 
1300 Mark an Krey. Den Brief zu dieſer Sen- 
dung hatte S. geſchrieben und auf dem Kouvert 
ſich als Abſender angegeben. Der junge Mann des 
J. trug den Brief zur Poſt und ließ über die 
Sendung in dem Poſtbuche des S. quitttren. 
Gleichzeitig ſchrieb S. in dem Komtoir des J. an 
den Bahnhofsinſpektor in Züſſow und benachrich⸗ 
tigte dieſen, daß Frachtbriefe und Säcke für den 
von Krey zu liefernden Hafer abgegangen ſeien und 
der Hafer nach Berlin verladen werden ſolle. S. 
hatte jedoch gar keinen Hafer gekauft. Am Freitag 
früh fuhr S. nunmehr ſelbſt nach Züſſow, fragte 
bei der dortigen Poſt an, ob ein Geldbrief an 
Krep eingetroffen wäre und verlangte denſelben un⸗ 
ter Vorzeigung ſeiner Poſtquittung zurück, da ein 
Irrthum vorläge. Hierauf ging der Beamte jedoch 
nicht ein, zumal der Poſtſchein an Krey ſchon ab⸗ 
geſchickt war, und verlangte die Quittung des Krey. 
S. fuhr nun zu Letzterem nach Köſſin, ſtellte auch 
dieſem vor, daß er irrthümlicher Weiſe ihm 1300 
Mark geſchickt habe, und bat denſelben, ihm den 
quittirten Poſtſchein aushändigen zu wollen. Nach 
vielem Hin- und Herreden ließ ſich Krey endlich 
dazu bewegen; S. fuhr ſodann nach Züſſow zurück, 
erhob gegen die Quittung des Krey bei der Poſt 
den Brief und iſt ſeitdem mit dem Gelde ver- 
ſchwunden. Erſt am Dienſtag entdeckte J., welcher 
in der Zwiſchenzeit verreiſt war, den an ihm aus⸗ 
geübten Betrug. 


Vermiſchtes. 

— (Ein Berichterſtatter unter dem Tiſche des 
Großfürſten.) Der Newporker Korreſpondent der 
Petersburger „Nedjelia“ („Die Woche“) erzählt 
folgende kurioſe Thatſache über den neulichen Auf- 
enthalt des Großfürſten Alexej Alexandrowitſch in 
Newyork: Der Großfürſt lebte daſelbſt höchſt un⸗ 
gezwungen und wohnte in einem einfachen Hotel. 
Die beſtändigen Begleiter des jovialen Großfürſten 
waren die Zeitungs-Korreſpondenten, welche dem 
armen Großfürſten weder auf der Gaſſe, noch im 
Theater, noch in feiner eigenen Wohnung Ruhe ga- 
ben. Ueber alle möglichen Dinge wurde der Groß- 
fürſt von den Korreſpondenten ausgefragt und aus⸗ 
geforſcht. Alles erfuhr man von demſelben, über 
Rußland, die Ruſſen, den ruſſiſchen Hof u. ſ. w. 
Das genügte aber den wiſſensdurſtigen Reportern 
nicht. Sie wollten noch wiſſen, wie jo ein Groß- 
fürſt ſich des Nachts auskleide, ſchlafe u. ſ. w. 
Zu dieſem Zwecke verſuchten einige Korreſpondenten 
bei dem Großfürſten die Nacht über zu bleiben, 
dies war jedoch aus vielfachen Gründen nicht mög⸗ 
lich. Endlich verſiel ein Korreſpondent auf folgende 
Idee: Er ließ ſich in den Gemächern des Groß⸗ 
fürſten unbemerkt einſperren, blieb im Schlafzimmer 
des letzteren die ganze Nacht hindurch unter einem 
Tiſche verſteckt und groß war das Staunen des 
Großfürſten, als derſelbe am nächſten Tage in einem 
Blatte gedruckt las, wann er Abends nach Hauſe 
komme, was er vor dem Schlafengehen trinke und 
thue, wie er ſich auskleide, wann er das Licht aus⸗ 
löſche, auf welche Seite er ſich zuerſt lege, ob er 
gleich einſchlafe, ſchnarche, ſchreie, wann er aufſtehe 
u. ſ. w. Dieſe Nummer fand einen rieſigen Ab⸗ 
ſatz und der Großfürſt lachte recht herzlich, als ihm 
der betreffende Korreſpondent am zweiten Tage bei 
der Table d’hote den ganzen Fall haarklein er- 
zählte. „O, Ihr Papier-Helden!“ rief zum Schluß 
der Großfürſt dem ſchlauen Reporter zu. 

— Ueber den Gebrauch der Sühnopfer in 
Siam werden der „Köln. Ztg.“ haarſträubende 
Details mitgetheilt. Der Thronerbe von Siam iſt 
den dort herrſchenden Blattern erlegen; deshalb 
große Aufregung des Volkes der Hauptſtadt Man⸗ 
dalay. Die Sterndeuter behaupten, es bedürfe zur 
Beſeltigung der thätigen üblen Einflüſſe eines großen 
Sühnopfers. Die Opfer ſollen an der Zahl von 
400 aus allen Klaſſen gewählt werden. Die 
Phoongyen oder Prieſter ſollen 100 Perſonen lie- 
fern, und die übrigen 300 ſollen gleichmäßig aus 
Männern, Frauen und Kindern beſtehen. Es ſind 
zahlreiche Verhaftungen vorgenommen worden, um 
eine hinreichende Anzahl von Leuten zu haben, aus 
denen die beabſichtigten Opfer gewählt werden kön⸗ 
nen. Die Phoongyen, welche bisher von der Opfe⸗ 
rung befreit waren, find höchſt beunruhigt und ver- 
laſſen maſſenhaft Mandalay. Auch dem katholiſchen 
Kloſter in jener Stadt wurde en Beſuch abgeſtattet, 
augenſcheinlich in der Abſicht, um unter den dort 
untergebrachten Mädchen einige Opfer zu haſchen. 
Glücklicherweiſe wurde der Verſuch vereitelt. 


Literariſches. 

Illuſtrirte Muſikgeſchichte von Emil Nau⸗ 
mann. Verlag von Spemann in Stuttgart. Das 
erſte Heft der Illuſtrirten Muſikgeſchichte, welche wir 
vor einigen Tagen anzeigen konnten, liegt uns nun⸗ 
mehr vor und läßt ein höchſt intereſſantes Werk 
erwarten. In mäßigem Umfang beabſichtigt der 
Verfaſſer eine Darſtellung der Entwicklung der Ton⸗ 
kunſt von den älteſten Kulturvölkern, durch das 
klaſſiſche Alterthum, das Mittelalter, die Renaiſſance 
bis auf die Neuzeit und Gegenwart; dabei wird 
naturgemäß kder größte Nachdruck auf Italiener, 
Franzoſen und Deutſche gelegt. Die Illuſtration 
des erſten Heftes bringt an Beilagen aus dem ſpä⸗ 
teren Theil des Werkes eine genaue Nachbiidung 
des Konzertzettels der erſten Aufführung der Schöpfung 
von Haydn. Ferner ein Facſimile der Notenhand⸗ 
ſchrift Schuberts und einen Schnitt nach dem ſel⸗ 
tenen Stich von Delafoſſe aus dem Jahr 1764, 


welcher den ſiebenjährigen Wolfgang Amadeus Mo- 
zart mit ſeinem Vater und ſeiner Schweſter konzer⸗ 
ticend darſtellt. Wir empfehlen das Buch jedem 
kunſtliebenden Haufe zur Anſchaffung. Die Aus- 
ſtattung iſt trefflich. [52] 
Eine humoriſtiſche Naturgeſchichte nennt Dr. 
W. Medicus ſein im Verlage von Fr. Thiel in 
Leipzig erſcheinendes Buch: „Das Thierreich im 
Volksmunde.“ Es iſt dies ein prächtiges, mit 
ſtaunenswerthem Sammelfleiße gearbeitetes Werk, 
das eine recht anziehende Lektüre bietet. Freunde 
geflügelter Worte werden aran ihre Freude haben. 
Es werden uns das Pferd, der Eſel, das Schaf, 
die Ziege, das Schwein, der Affe, der Hund, die 
Katze, die Maus, der Haſe, der Fuchs, der Wolf, 
der Bär, der Löwe, die Schlangen, die Fiſche und 
die Vögel in ihren Beziehungen zu den Volks- 
und Dichterſprüchen dargeſtellt. Man wird darin 
manchen wohlbekannten, aber noch viel mehr neuen 
Citaten begegnen, die einen wie die anderen jedoch 
mit lebhaftem Intereſſe leſen. Mit Hülfe des bei⸗ 
gegebenen Namens- und Sachregiſters kann ſich der 
Leſer ſofort über den Urſprung eines jeden Citates 
orientiren. [49] 


Viehmarkt. 

Berlin, 19. April. Es ſtanden zum Ver⸗ 
kauf: 2857 Rinder, 7099 Schweine, 1593 Kälber, 
12,623 Hammel. 

Der Auftrieb an Rindern überragte wieder 
wie in der Vorwoche den Bedarf, umſomehr als 
Schlächter ſowohl wie Exporteure bei der ſo früh 
eingetretenen großen Wärme nur vorſichtig kauften; 
die Preiſe konnten daher nicht durchweg die letzt 
erzielte Höhe erreichen: Feinſte Qualität 56—60, 
Prima 50— 52, Sekunda 42 — 45 und Tertia 30 
bis 35 Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht. 

Bei Schweinen wirkte die Hitze noch nachthei- 
liger auf das Geſchäft, jo daß hier ſich faſt durch ⸗ 
weg ein Rückgang der Preiſe herausſtellte. Beſte 
Mecklenburger 55 — 57, Pommern 52—54, Land- 
ſchweine 48 — 50, Ruſſen 47 —50 Mark pro 100 
Pfund Schlachtgewicht bei einer Tara von 20 Pro⸗ 
zent; Bakuner circa 60 Mark bei 40—45 Pfund 
Tara. 

Kälber verblieben bei ſehr langſamem Geſchäft 
auf dem vorwöchentlichen Preiſe, der je nach Qua⸗ 
lität zwiſchen 35—50 Pf. pro 1 Pfund Schlacht- 
gewicht variirte. 

Bei Hammeln war der Begehr für den Ex⸗ 
port recht lebhaft und kam dadurch etwas mehr 
Bewegung in das Geſchäft; Durchſchnittswaare 
wurde mit 40—45, gute Hammel mit 50, feine 
Lämmer bis 53 Pf. pro 1 Pfund Schlachtgewicht 
bezahlt. 

Vent kleine Partien Weidehammel, die heute 
ſchon zugetrieben waren, bieten noch keinen Anhalt 
zu einer Preisnotirung. 

Telegraphiſche Depeſchen. 

Leipzig, 19. April. Die hieſige Handels- 
kammer beſchloß mit 17 gegen 2 Stimmen, eine 
Petition an den Reichstag zu richten, in welcher 
derſelbe erſucht wird, die Vorlage der Reichsregie⸗ 
rung bezüglich der Samoa⸗Angelegenheit zu ge⸗ 
nehmigen. 

Straßburg i. E., 19. April. Wie die „El⸗ 
ſaß⸗Lothringiſche Zeitung“ meldet, hat der Biſchof 
Nach nunmehr die ſtaatliche Genehmigung zur An- 
ſtellung der Lehrer für das Knabenſeminar, welches 
in Zillisheim eröffnet werden ſoll, bei dem Statt⸗ 
halter nachgeſucht. Die Genehmigung iſt ertheilt 
und dem Biſchofe heute zugeſtellt worden. 

Wien, 18. April. Der geſtrige Miniſterrath 
beſchäftigte ſich ausſchließlich mit laufenden Geſchäf⸗ 
ten. Das „Telegraphen-Korreſpondenz-Bureau“ be⸗ 
zeichnet es als unrichtig, daß im Miniſterrath ir⸗ 
gend eine mit der parlamentariſchen Situation zu⸗ 
ſammenhängende Entſchließung getroffen wurde; vor 
Erledigung des Budgets ſei keinerlei Entſcheidung 
in dieſer Beziehung zu erwarten. 

Wien, 19. April. Graf Taaffe iſt bemüht, 
die raſcheſte Budget- Erledigung zu ermöglichen. 
Bereits Zweidrittel der vorgemerkten Redner des 
Hauſes haben ſich von der Rednerliſte ſtreichen laſ⸗ 
ſen. Die Verfaſſungspartei im Herrenhauſe wird 
auf eine Generaldebatte verzichten und in der Spe⸗ 
zialdebatte nur bei dem Dispoſitionsfond eintreten, 
falls ſeitens der Feudalen ein Antrag bezüglich Wie⸗ 
deraufnahme dieſer Poſition geſtellt würde, was je⸗ 
doch Graf Taaze zu verhindern beſtrebt if, Alle 
dieſe Maßregeln trifft das Miniſterium, um ſofort 
nach Votirung des Budgets zu demiſſioniren. Un⸗ 
ter dieſer Bedingung haben die drei verfaſſungs⸗ 
treuen Miniſter ihre ſofortige Demiſſion aufgege- 
ben. Auch die Beurlaubung Stremayr's wird nicht 
erfolgen. 

London, 19. April. Aus beſter Quelle ver- 
lautet, daß Gladpſtone's Premierſchaft gewiß iſt. 

Stockholm, 19. April. Das neue Kabinet 
iſt nunmehr ernannt. Als Staatsminiſter und zu- 
gleich als berathendes Mitglied fungirt Graf Poſſe, 
welcher zunächſt auch das noch unbeſetzte Miniſte⸗ 
rium des Auswärtigen mit verwalten wird. Wie⸗ 
der eingetreten find von den Mitgliedern des frü⸗ 
heren Kabinets in ihre bisherigen Stellungen Dr. 
Forſſel als Chef des Departements der Finanzen, 
in. Malmſtröm als Chef des Departements der 
kirchlichen Angelegenheiten, und Dr Loven als be⸗ 
rathendes Mitglied. Dr. Bult von Stepern, frü⸗ 
her berathendes Mitglied, hat das Departement der 
Juſtiz übernommen. Neu ernannt find der Loot- 
ſendirektor von Otter zum Chef des Marinedepar- 
tements, Oberſt Taube zum Chef des Kriegsdepar⸗ 
tements, Gutsbeſitzer Hederſtjerna zum Chef des De- 
partements des Innern und Profeſſor Hammerskjöld 
zum berathenden Mitgliede. 

Petersburg, 19. April. Der bisherige Gou⸗ 
verneur von Rjaſan, Dr. Abzazeu, iſt zum Chef der 
Oberpreßverwaltung ernannt worden. 


